
praktiziert, die sich mit dem neuen Arbeitsstil nicht 
vereinbaren läßt2.

Natürlich ist es äußerst schwierig, hier den richtigen 
Weg zu finden, der den gegenwärtigen Erfordernissen 
des sozialistischen Aufbaus und dem bereits erreichten 
Entwicklungsstand voll Rechnung trägt. Es bedarf un­
bedingt kollektiver Anstrengungen, um eine solche 
Gestaltung zu erreichen, bei der sowohl die schnelle 
und konsequente, nicht von freundschaftlichen Er­
wägungen o. ä. geleitete Handhabung garantiert, gleich­
zeitig aber auch eine unmittelbare Mitwirkung der 
Volksmassen und eine verstärkte Durchsetzung der 
ideologischen Rolle des Rechts erreicht wird.

Sicher dürfte sein, daß für die Ordnungsstrafverfah­
ren ein gerichtliches Verfahren nicht in Frage kommen 
kann. Schon um den qualitativen Unterschied gegen­
über den Verbrechen eindeutig herauszustellen, wird 
man die gerichtliche Einwirkung auf die schweren 
Rechtsverletzungen — nämlich die Straftaten — be­
schränken müssen. Ebenso sicher dürfte es sein, daß 
die — ohnehin von verschiedenartigen Dienststellen 
bzw. Staatsfunktionären ausgeübte — Strafbefugnis 
grundsätzlich 'nicht mehr einem einzelnen belassen 
bleiben kann. Darüber hinaus wird der Grundsatz 
gelten müssen, daß die Ahndung aufgetretener Über­
tretungen in Zukunft m ö g l i c h s t  auf der untersten 
Ebene, also im unmittelbaren Wirkungsbereich des 
Rechtsverletzers, stattzufinden hat, d. h. in den Ge­
meinden und Stadtbezirken.

Die Strafbefugnis könnte einem bestimmten Gre­
mium aus den örtlichen Volksvertretungen übertragen 
werden, das in einer öffentlichen Verhandlung auf die 
Fragen eingehen, seine Entscheidung fällen und öffent­
lich begründen müßte. Wie diese Gremien im einzelnen 
zu konstitutieren wären, ob man unter Umständen die 
entsprechenden Kommissionen usw. nehmen, ob und 
wieweit zu diesen Sitzungen Vertreter der Nationalen 
Front hinzugezogen werden sollten, um späterhin eine 
entsprechende Kontrolle über die Wirkung der Ord­
nungsstrafen ausüben zu können usw., mag zunächst 
dahingestellt bleiben. Wichtig ist, daß zunächst einmal 
Klarheit über die prinzipielle Frage geschaffen wird. 
Freilich könnten sich hier möglicherweise lokale Ten­
denzen negativ bemerkbar machen und dadurch die 
Einheitlichkeit in der Handhabung der Ordnungsstrafen 
stören. Es bleibt zu überlegen, welche Mittel ge­
gebenenfalls zu Verfügung stünden, um derartige Er­
scheinungen nicht aufkommen zu lassen. Es wäre daran 
zu denken, den Staatsanwaltschaften ein Mitwirkungs­
recht einzuräumen — zugleich als Sicherung für eine 
richtige juristische Behandlung der jeweiligen Fälle, 
für eine konsequente Wahrung der Gesetzlichkeit — 
und ebenso das Recht des Protestes gegen solche Ent­
scheidungen, die der Gesetzlichkeit widersprechen.

Als Beschwerdeinstanzen mit endgültiger Entschei­
dungsbefugnis müßten dann die entsprechenden 
Gremien auf der Kreisebene fungieren. Auf diese Weise 
wären die Volksvertretungen in den Gemeinden, 
Stadtbezirken und Kreisen gleichzeitig in den Stand 
versetzt, noch besser als bisher über die Tätigkeit der 
Abteilungen und Sachgebiete der Räte wie überhaupt 
der in ihrem Bereich befindlichen staatlichen Organe 
zu wachen.

Nicht- selten wird das häufige Auftreten von Über­
tretungen Ausdruck einer ungenügenden Arbeit dieser 
Organe selbst sein, zumindest was ihre politisch- 
ideologische Arbeit anbetrifft. Wo nämlich die erforder­
lich werdenden Maßnahmen mit genügender Über­
zeugungskraft dargelegt worden sind, wo den Menschen 
die Bedeutung ihres Verhaltens wirklich klargeworden 
ist, werden auch Übertretungen der Forderungen des 
sozialistischen Staates seltener auftreten. Im Zu­
sammenhang mit den Ordnungsstrafverfahren werden 
sich deshalb oftmals Rückschlüsse auf die Qualität der 
Arbeit der staatlichen Organe ziehen und aus den an- 

. zustellenden Analysen Schlußfolgerungen für eine Ver­
besserung der Arbeitsweise ableiten lassen. So wird das 
Ordnungsstrafrecht bei richtiger Handhabung gleichzeitig

2 vgl. hierzu vor aUem die Ausführungen Walter Ulbrichts 
zur Begründung des Gesetzes über die Vervollkommnung und 
Vereinfachung der Arbeit des Staatsapparates, ‘ in: Die Ent­
wicklung des deutschen volksdemokratischen Staates 1845—1958, 
Berlin 1958, S. 540 ff., insbes. S. 583 fl.

zu einem Mittel der Kontrolle und der engeren Ver­
bindung von Staat und Volk.

Fraglich erscheint allerdings, ob diese Handhabung 
bereits in jedem Falle möglich ist. Zumindest im gegen­
wärtigen Zeitpunkt werden in dieser oder jener Frage 
besondere Verfahrenswege beschritten werden müssen, 
wenngleich als Grundsatz gelten sollte, daß eine ein­
heitliche verfahrensmäßige Behandlung der Über­
tretungssachen stattfindet.

Ausnahmen müßten für die Bestrafung von Ver­
kehrssachen getroffen werden, die auch weiterhin in 
den Händen der Volkspolizei verbleiben sollte, wenn 
auch unter entsprechender Einbeziehung von Vertretern 
der örtlichen Organe. Die änderen bisher in den 
Kompetenzbereich der Volkspolizei fallenden Über­
tretungen wie Polizeistundenüberschreitungen, Ver­
letzungen der Streupflicht, grober Unfug usw. müssen 
jedoch den örtlichen Gremien zur Entscheidung unter­
stellt werden. Ausnahmen können z. B. auch für Ver­
letzungen wirtschaftsregelnder Anordnungen bestehen 
bleiben, deren Ahndung den Wirtschaftsorganen 
übertragen werden könnte, wobei gegebenenfalls 
Arbeiterkontrollen hinzuzuziehen wären o. ä. Ein 
gleiches gilt für das Amt für Zoll und Kontrolle des 
Warenverkehrs. Kurzum, Grundsatz müßte werden, für 
die Neugestaltung des Ordnungsstrafverfahrens solche 
Formen zu entwickeln, in denen die Mitwirkung der 
Volksmassen gewährleistet und die Entscheidungs­
befugnis nach Möglichkeit auf die Organe der untersten 
Ebene verlagert wird, wobei gleichzeitig entsprechende 
gesetzliche Garantien gegen eine negative Auswirkung 
lokaler Tendenzen zu schaffen wären. Wie diese Neu­
regelung im einzelnen auszusehen hat, welche Formen 
sich als die zweckmäßigsten erweisen, muß die Dis­
kussion unter Zugrundelegung der gesammelten Er­
fahrungen ergeben.

Es liegt auf der Hand, daß mit einer so weitgreifen­
den Veränderung im Ordnungsstrafverfahren eine Fülle 
von Problemen aufgeworfen werden, die es erforderlich 
machen, auch die gesamte Durchführung des Ver­
fahrens selbst unter völlig neuen Gesichtspunkten zu 
durchdenken. Wer soll die Ermittlungen führen? Welche 
Grundsätze müßten für das Ermittlungsverfahren 
gelten? Wie soll die Anzeigepfiieht geregelt werden, 
d. h., wer hätte die für die Verhandlung und Entschei­
dung zuständigen Gremien in Kenntnis zu setzen, unter 
welchen Voraussetzungen könnte gegebenenfalls von 
einer solchen Anzeige Abstand genommen werden 
usw.? All dies soll an dieser Stelle nicht weiter er­
örtert werden.

Immerhin sollen die Betrachtungen nicht abge­
schlossen werden, ohne die Aufmerksamkeit auf zwei 
weitere Fragenkreise gelenkt und zu ihrer allseitigen 
Erörterung angeregt zu haben, nämlich auf das schon 
längere Zeit umstrittene Problem der reformatio in 
peius und auf die Frage der materiellen Rechtskraft 
im Ordnungsstrafverfahren.

Was die reformatio in peius anbetrifft, so dürfte 
heute mehr denn je davon auszugehen sein, daß sie im 
Ordnungsstrafverfahren keinen Platz finden kann. Es 
gibt keinen durchgreifenden Grund, der es recht- 
fertigen könnte, an die Einlegung eines Rechtsmittels 
durch den Betroffenen für ihn negative Wirkungen zu 
knüpfen, und so prinzipiell anders als bei Kriminal­
strafen zu verfahren. Ganz im Gegenteil; gerade weil 
es im Ordnungsstrafverfahren wesentlich um Erzie­
hungsmaßnahmen geht, Voraussetzung für eine Erzie­
hung aber die Überzeugung von der Richtigkeit der 
getroffenen Entscheidung ist, würde alles das, was die 
Herbeiführung einer solchen Überzeugung behindert, 
dem Zweck des Ordnungsstrafverfahrens zuwider­
laufen. Und dazu gehört ohne Zweifel die Zulässigkeit 
einer reformatio in peius3. Das neue Übertretungs­
gesetzbuch sollte folglich das Verbot der reformatio in 
peius ausdrücklich normieren.

Schwieriger liegen die Dinge bei der materiellen 
Rechtskraft. Es wird jedoch sicherlich auch hier not­
wendig sein, von der herkömmlichen Auffassung abzu­
kommen, daß dem Ordnungsstrafbescheid eine mate­
rielle Rechtskraft nicht eigen sein kann.

3 vgl. zu dieser Frage: Schüsseler, Charakter und Bedeutung 
der Ordnungsstrafen im Recht der Deutschen Demokratischen 
Republik, Staat und Recht 1957, Heft 2, S. 148 ff.
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